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Erfassung Ihrer Person in der Insiderliste -
Aufklärung nach Artikel 18 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates über Marktmissbrauch
(Marktmissbrauchsverordnung, MAR)

Sehr geehrte Frau,
Sehr geehrter Herr,

gem. Artikel 18 Abs. 1 Marktmissbrauchsverordnung (MAR) ist [Name des
Verpflichteten] dazu verpflichtet, eine Liste aller Personen aufzustellen, die Zugang
zu Insiderinformationen haben, wenn diese Personen für sie auf Grundlage eines
Arbeitsvertrages oder anderweitig Aufgaben wahrnehmen, durch die diese Zugang
zu Insiderinformationen haben.

Diese Insiderliste ist der zuständigen Behörde (in Deutschland die Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht - BaFin) auf deren Ersuchen möglichst rasch zur
Verfügung zu stellen.

Wir möchten Sie darauf hinweisen, dass wir Sie in diese Insiderliste aufgenommen
haben.

Aus diesem Grund obliegt uns Ihnen gegenüber eine besondere Aufklärungspflicht
über die rechtlichen Pflichten, die sich aus dem Zugang zu Insiderinformationen
ergeben sowie über die Rechtsfolgen bei Verstößen, der wir mit diesem Merkblatt
nachkommen.

Wir bitten Sie, sich die nachfolgenden Normen der Marktmissbrauchsverordnung
und des Wertpapierhandelsgesetzes (WpHG) sorgfältig durchzulesen und die
Kenntnisnahme auf dem beigefügten zweiten Exemplar dieses Schreibens zu
bestätigen.

Wir machen Sie darauf aufmerksam, dass durch das Verbot von Insidergeschäften
und Verbot der unrechtmäßigen Offenlegung von Insiderinformationen die
Funktionsfähigkeit des Kapitalmarkts geschützt wird und ein Verstoß gegen dieses
Verbot als Straftat verfolgt werden kann.

Sollten Sie Fragen haben, wenden Sie sich bitte an unsere Compliance-Stelle /
Rechtsabteilung / etc..
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Marktmissbrauchsverordnung (EU) Nr. 596/2014

Artikel 2
Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für

a) Finanzinstrumente, die zum Handel auf einem geregelten Markt zugelassen sind
oder für die ein Antrag auf Zulassung zum Handel auf einem geregelten Markt
gestellt wurde;

b) Finanzinstrumente, die in einem multilateralen Handelssystem gehandelt werden,
zum Handel in einem multilateralen Handelssystem zugelassen sind oder für die ein
Antrag auf Zulassung zum Handel in einem multilateralen Handelssystem gestellt
wurde;

c) Finanzinstrumente, die in einem organisierten Handelssystem gehandelt werden;

d) Finanzinstrumente, die nicht unter die Buchstaben a, b oder c fallen, deren Kurs
oder Wert jedoch von dem Kurs oder Wert eines unter diesen Buchstaben
genannten Finanzinstruments abhängt oder sich darauf auswirkt; sie umfassen
Kreditausfall-Swaps oder Differenzkontrakte, sind jedoch nicht darauf beschränkt.

(…)

(3) Diese Verordnung gilt für alle Geschäfte, Aufträge und Handlungen, die eines
der in den Absätzen 1 und 2 genannten Finanzinstrumente betreffen, unabhängig
davon, ob ein solches Geschäft, ein solcher Auftrag oder eine solche Handlung auf
einem Handelsplatz getätigt wurden.

(4) Die Verbote und Anforderungen dieser Verordnung gelten für Handlungen und
Unterlassungen in der Union und in Drittländern in Bezug auf die in den Absätzen 1
und 2 genannten Instrumente.

Artikel 3
Begriffsbestimmungen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. „Finanzinstrument“ bezeichnet ein Finanzinstrument im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Nummer 15 der Richtlinie 2014/65/EU;

(…)

6. „geregelter Markt“ bezeichnet einen geregelten Markt im Sinne von Artikel 4
Absatz 1 Nummer 21 der Richtlinie

2014/65/EU;

7. „multilaterales Handelssystem“ bezeichnet ein multilaterales System in der
Union im Sinne von Artikel 4 Absatz 1
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Nummer 22 der Richtlinie 2014/65/EU;

8. „organisiertes Handelssystem“ bezeichnet ein System oder eine Fazilität in der
Union im Sinne von Artikel 4 Absatz 1

Nummer 23 der Richtlinie 2014/65/EU;

(…)

21. „Emittent“ bezeichnet eine juristische Person des privaten oder öffentlichen
Rechts, die Finanzinstrumente emittiert oder deren Emission vorschlägt, wobei
der Emittent im Fall von Hinterlegungsscheinen, die Finanzinstrumente
repräsentieren, der Emittent des repräsentierten Finanzinstruments ist;

(…)

Artikel 7
Insiderinformationen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung umfasst der Begriff „Insiderinformationen“
folgende Arten von Informationen:

a) nicht öffentlich bekannte präzise Informationen, die direkt oder indirekt einen
oder mehrere Emittenten oder ein oder mehrere Finanzinstrumente betreffen und
die, wenn sie öffentlich bekannt würden, geeignet wären, den Kurs dieser
Finanzinstrumente oder den Kurs damit verbundener derivativer Finanzinstrumente
erheblich zu beeinflussen;

(…)

d) für Personen, die mit der Ausführung von Aufträgen in Bezug auf
Finanzinstrumente beauftragt sind, bezeichnet der Begriff auch Informationen, die
von einem Kunden mitgeteilt wurden und sich auf die noch nicht ausgeführten
Aufträge des Kunden in Bezug auf Finanzinstrumente beziehen, die präzise sind,
direkt oder indirekt einen oder mehrere Emittenten oder ein oder mehrere
Finanzinstrumente betreffen und die, wenn sie öffentlich bekannt würden, geeignet
wären, den Kurs dieser Finanzinstrumente, damit verbundener Waren-Spot-
Kontrakte oder zugehöriger derivativer Finanzinstrumente erheblich zu beeinflussen.

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 sind Informationen dann als präzise anzusehen,
wenn damit eine Reihe von Umständen gemeint ist, die bereits gegeben sind oder
bei denen man vernünftigerweise erwarten kann, dass sie in Zukunft gegeben sein
werden, oder ein Ereignis, das bereits eingetreten ist oder von den
vernünftigerweise erwarten kann, dass es in Zukunft eintreten wird, und diese
Informationen darüber hinaus spezifisch genug sind, um einen Schluss auf die
mögliche Auswirkung dieser Reihe von Umständen oder dieses Ereignisses auf die
Kurse der Finanzinstrumente oder des damit verbundenen derivativen
Finanzinstruments, der damit verbundenen Waren-Spot-Kontrakte oder der auf den
Emissionszertifikaten beruhenden Auktionsobjekte zuzulassen. So können im Fall
eines zeitlich gestreckten Vorgangs, der einen bestimmten Umstand oder ein
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bestimmtes Ereignis herbeiführen soll oder hervorbringt, dieser betreffende
zukünftige Umstand bzw. das betreffende zukünftige Ereignis und auch die
Zwischenschritte in diesem Vorgang, die mit der Herbeiführung oder
Hervorbringung dieses zukünftigen Umstandes oder Ereignisses verbunden sind, in
dieser Hinsicht als präzise Information betrachtet werden.

(3) Ein Zwischenschritt in einem gestreckten Vorgang wird als eine
Insiderinformation betrachtet, falls er für sich genommen die Kriterien für
Insiderinformationen gemäß diesem Artikel erfüllt.

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 ist sind unter „Informationen, die, wenn sie
öffentlich bekannt würden, geeignet wären, den Kurs von Finanzinstrumenten,
derivativen Finanzinstrumenten, damit verbundenen Waren-Spot-Kontrakten oder
auf Emissionszertifikaten beruhenden Auktionsobjekten spürbar zu beeinflussen“
Informationen zu verstehen, die ein verständiger Anleger wahrscheinlich als Teil der
Grundlage seiner Anlageentscheidungen nutzen würde.

(…)

Artikel 8

Insidergeschäfte

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung liegt ein Insidergeschäft vor, wenn eine
Person über Insiderinformationen verfügt und unter Nutzung derselben für eigene
oder fremde Rechnung direkt oder indirekt Finanzinstrumente, auf die sich die
Informationen beziehen, erwirbt oder veräußert. Die Nutzung von
Insiderinformationen in Form der Stornierung oder Änderung eines Auftrags in
Bezug auf ein Finanzinstrument, auf das sich die Informationen beziehen, gilt auch
als Insidergeschäft, wenn der Auftrag vor Erlangen der Insiderinformationen erteilt
wurde. (…)

(2) Für die Zwecke dieser Verordnung liegt eine Empfehlung zum Tätigen von
Insidergeschäften oder die Verleitung Dritter hierzu vor, wenn eine Person über
Insiderinformationen verfügt und

a) auf der Grundlage dieser Informationen Dritten empfiehlt, Finanzinstrumente, auf
die sich die Informationen beziehen, zu erwerben oder zu veräußern, oder sie dazu
verleitet, einen solchen Erwerb oder eine solche Veräußerung vorzunehmen, oder

b) auf der Grundlage dieser Informationen Dritten empfiehlt, einen Auftrag, der ein
Finanzinstrument betrifft, auf das sich die Informationen beziehen, zu stornieren
oder zu ändern, oder sie dazu verleitet, eine solche Stornierung oder Änderung
vorzunehmen.

(3) Die Nutzung von Empfehlungen oder Verleitungen gemäß Absatz 2 erfüllt den
Tatbestand des Insidergeschäfts im Sinne dieses Artikels, wenn die Person, die die
Empfehlung nutzt oder der Verleitung folgt, weiß oder wissen sollte, dass diese auf
Insiderinformationen beruht.
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(4) Dieser Artikel gilt für jede Person, die über Insiderinformationen verfügt, weil sie

a) dem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan des Emittenten oder des
Teilnehmers am Markt für Emissionszertifikate angehört;

b) am Kapital des Emittenten oder des Teilnehmers am Markt für
Emissionszertifikate beteiligt ist;

c) aufgrund der Ausübung einer Arbeit oder eines Berufs oder der Erfüllung von
Aufgaben Zugang zu den betreffenden Informationen hat oder

d) an kriminellen Handlungen beteiligt ist.

Dieser Artikel gilt auch für jede Person, die Insiderinformationen unter anderen
Umständen als nach Unterabsatz 1 besitzt und weiß oder wissen müsste, dass es
sich dabei um Insiderinformationen handelt.

(5) Handelt es sich bei der in diesem Artikel genannten Person um eine juristische
Person, so gilt dieser Artikel nach Maßgabe des nationalen Rechts auch für die
natürlichen Personen, die an dem Beschluss, den Erwerb, die Veräußerung, die
Stornierung oder Änderung eines Auftrags für Rechnung der betreffenden
juristischen Person zu tätigen, beteiligt sind oder diesen beeinflussen.

Artikel 10

Unrechtmäßige Offenlegung von Insiderinformationen

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung liegt eine unrechtmäßige Offenlegung von
Insiderinformationen vor, wenn eine Person, die über Insiderinformationen verfügt
und diese Informationen gegenüber einer anderen Person offenlegt, es sei denn, die
Offenlegung geschieht im Zuge der normalen Ausübung einer Beschäftigung oder
eines Berufs oder der normalen Erfüllung von Aufgaben.

Dieser Absatz gilt für alle natürlichen oder juristischen Personen in den Situationen
oder unter den Umständen gemäß Artikel 8 Absatz 4.

(2) Für die Zwecke dieser Verordnung gilt die Weitergabe von Empfehlungen oder
das Verleiten anderer, nachdem man selbst verleitet wurde, gemäß Artikel 8 Absatz
2 als unrechtmäßige Offenlegung von Insiderinformationen gemäß diesem Artikel,
wenn die Person, die die Empfehlung weitergibt oder andere verleitet, nachdem sie
selbst verleitet wurde, weiß oder wissen sollte, dass die Empfehlung bzw. Verleitung
auf Insiderinformationen beruht.

Artikel 14

Verbot von Insidergeschäften und unrechtmäßiger Offenlegung von
Insiderinformationen

Folgende Handlungen sind verboten:

a) das Tätigen von Insidergeschäften und der Versuch hierzu,
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b) Dritten zu empfehlen, Insidergeschäfte zu tätigen, oder Dritte verleitet,
Insidergeschäfte zu tätigen, oder

c) die unrechtmäßige Offenlegung von Insiderinformationen.

Wertpapierhandelsgesetz (WpHG)
(in der Fassung des Zweiten Gesetzes zur Novellierung von

Finanzmarktvorschriften auf Grund europäischer Rechtsakte (Zweites
Finanzmarktnovellierungsgesetz – 2. FiMaNoG)

§ 119
Strafvorschriften

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

(…)

(3) Ebenso wird bestraft, wer gegen die Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Marktmissbrauch
(Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG,
2003/125/EG und 2004/72/EG der Kommission (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 1; L
287 vom 21.10.2016, S. 320; L 306 vom 15.11.2016, S. 43; L 348 vom
21.12.2016, S. 83), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2016/1033 (ABl. L 175
vom 30.6.2016, S. 1) geändert worden ist, verstößt, indem er

1. entgegen Artikel 14 Buchstabe a ein Insidergeschäft tätigt,

2. entgegen Artikel 14 Buchstabe b einem Dritten empfiehlt, ein Insidergeschäft zu
tätigen, oder einen Dritten dazu verleitet oder

3. entgegen Artikel 14 Buchstabe c eine Insiderinformation offenlegt.

(4) Der Versuch ist strafbar.

§ 120
Bußgeldvorschriften; Verordnungsermächtigung

(…)

(14) Ordnungswidrig handelt, wer eine in § 119 Absatz 3 Nummer 1 bis 3
bezeichnete Handlung leichtfertig begeht.

(…)

(18) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen der Absätze 14 (…) mit einer
Geldbuße bis zu fünf Millionen Euro (…) geahndet werden. Gegenüber einer
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juristischen Person oder Personenvereinigung kann über Satz 1 hinaus eine höhere
Geldbuße verhängt werden; diese darf

1. in den Fällen der Absätze 14 (…) den höheren der Beträge von fünfzehn Millionen
Euro und 15 Prozent des Gesamtumsatzes, den die juristische Person oder
Personenvereinigung im der Behördenentscheidung vorangegangenen Geschäftsjahr
erzielt hat,

2. (…)

3. (…)

nicht überschreiten. Über die in den Sätzen 1 und 2 genannten Beträge hinaus kann
die Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuße bis zum Dreifachen des aus dem Verstoß
gezogenen wirtschaftlichen Vorteils geahndet werden. Der wirtschaftliche Vorteil
umfasst erzielte Gewinne und vermiedene Verluste und kann geschätzt werden.

§ 125

Bekanntmachung von Maßnahmen und Sanktionen wegen Verstößen gegen
die Verordnung (EU) Nr. 596/2014, die Verordnung (EU) 2015/2365 und

die Verordnung (EU) 2016/1011

(1) Die Bundesanstalt macht Entscheidungen über Maßnahmen und Sanktionen, die
wegen Verstößen nach den Artikeln 14, 15, 16 Absatz 1 und 2, Artikel 17 Absatz 1,
2, 4, 5 und 8, Artikel 18 Absatz 1 bis 6, Artikel 19 Absatz 1, 2, 3, 5, 6, 7 und 11 und
Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 596/2014 sowie den Artikeln 4 und 15
der Verordnung (EU) 2015/2365 erlassen wurden, unverzüglich nach Unterrichtung
der natürlichen oder juristischen Person, gegen die die Maßnahme oder Sanktion
verhängt wurde, auf ihrer Internetseite bekannt. Dies gilt nicht für Entscheidungen
über Ermittlungsmaßnahmen.

(2) In der Bekanntmachung benennt die Bundesanstalt die Vorschrift, gegen die
verstoßen wurde, und die für den Verstoß verantwortliche natürliche oder juristische
Person oder Personenvereinigung.

(3) Ist die Bekanntmachung der Identität einer von der Entscheidung betroffenen
juristischen Person oder der personenbezogenen Daten einer natürlichen Person
unverhältnismäßig oder würde die Bekanntmachung laufende Ermittlungen oder die
Stabilität der Finanzmärkte gefährden, so

1. schiebt die Bundesanstalt die Bekanntmachung der Entscheidung auf, bis die
Gründe für das Aufschieben weggefallen sind,

2. macht die Bundesanstalt die Entscheidung ohne Nennung der Identität oder der
personenbezogenen Daten bekannt, wenn hierdurch ein wirksamer Schutz der
Identität oder der betreffenden personenbezogenen Daten gewährleistet ist oder
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3. macht die Bundesanstalt die Entscheidung nicht bekannt, wenn eine
Bekanntmachung gemäß den Nummern 1 und 2 nicht ausreichend wäre, um
sicherzustellen, dass

a) die Stabilität der Finanzmärkte nicht gefährdet wird oder

b) die Verhältnismäßigkeit der Bekanntmachung gewahrt bleibt.

Im Falle des Satzes 1 Nummer 2 kann die Bundesanstalt die Bekanntmachung der
Identität oder der personenbezogenen Daten nachholen, wenn die Gründe für die
anonymisierte Bekanntmachung entfallen sind.

(4) Bei nicht bestands- oder nicht rechtskräftigen Entscheidungen fügt die
Bundesanstalt einen entsprechenden Hinweis hinzu. Wird gegen die
bekanntzumachende Entscheidung ein Rechtsbehelf eingelegt, so ergänzt die
Bundesanstalt die Bekanntmachung unverzüglich um einen Hinweis auf den
Rechtsbehelf sowie um alle weiteren Informationen über das Ergebnis des
Rechtsbehelfsverfahrens.

(5) Eine Bekanntmachung nach Absatz 1 ist fünf Jahre nach ihrer Bekanntmachung
zu löschen. Abweichend von Satz 1 sind personenbezogene Daten zu löschen,
sobald ihre Bekanntmachung nicht mehr erforderlich ist.

(6) Bei Entscheidungen über Maßnahmen und Sanktionen, die erlassen wurden
wegen eines Verstoßes gegen die Artikel 4 bis 16, 21, 23 bis 29 und 34 der
Verordnung (EU) 2016/1011 oder wegen eines Verstoßes gegen eine vollziehbare
Anordnung, die die Bundesanstalt im Zusammenhang mit einer Untersuchung
betreffend die Pflichten nach dieser Verordnung gemäß § 6 Absatz 3 Satz 4 und
Absatz 6, 8, 11 bis 13, § 7 Absatz 2, § 10 Absatz 2 Satz 2 Nummer 1 oder 2
erlassen hat, gelten die Absätze 1 bis 5 entsprechend mit der Maßgabe, dass die
Aufhebung einer Entscheidung auch dann veröffentlicht wird, wenn sie nicht auf
Grund eines Rechtsbehelfs erfolgt ist.
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____________________________________________________

(Ort, Datum)

____________________________________________________

(Unterschrift)


